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AsylG 2005 8 7 heute
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2. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
3. B-VG Art. 133 giltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
4. B-VG Art. 133 glltig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
5. B-VG Art. 133 gultig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013
6. B-VG Art. 133 giltig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012
7. B-VG Art. 133 guiltig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003
8. B-VG Art. 133 giltig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 444/1974
9. B-VG Art. 133 giltig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946
10. B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt geandert durch StGBI. Nr. 4/1945
11. B-VG Art. 133 guiltig von 03.01.1930 bis 30.06.1934
1. VWGG 8§ 28 heute
2. VwGG 8 28 gultig ab 01.01.2019 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
3. VwWGG 8§ 28 gultig von 01.01.2017 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2017
4. VwGG & 28 gultig von 01.01.2014 bis 31.12.2016zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 33/2013
5. VwGG § 28 giiltig von 01.07.2008 bis 31.12.2013zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 4/2008
6. VWGG § 28 gliltig von 01.08.2004 bis 30.06.2008zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 89/2004
7. VWGG § 28 giiltig von 01.01.1991 bis 31.07.2004 zuletzt gedndert durch BGBI. Nr. 330/1990
8. VWGG § 28 giiltig von 05.01.1985 bis 31.12.1990
1. VWGG 8§ 34 heute
2. VWGG 8§ 34 glltig ab 01.07.2021 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 2/2021
3. VWGG § 34 gltig von 01.01.2014 bis 30.06.2021 zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 33/2013
4. VWGG 8 34 glltig von 01.03.2013 bis 31.12.2013zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 33/2013
5. VwWGG § 34 giiltig von 01.07.2008 bis 28.02.2013zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 4/2008
6. VWGG 8§ 34 gltig von 01.08.2004 bis 30.06.2008zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 89/2004
7. VWGG § 34 glltig von 01.09.1997 bis 31.07.2004zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 88/1997
8. VWGG 8§ 34 giiltig von 05.01.1985 bis 31.08.1997
Betreff

Der Verwaltungsgerichtshof hat durch den Vorsitzenden Senatsprasident Dr. Grunstdudl sowie die Hofratinnen
Mag. Rossmeisel und Dr.in Sembacher als Richter, unter Mitwirkung der Schriftfihrerin Mag. Prendinger, in der
Revisionssache des K E, vertreten durch die Stieger Rechtsanwalt GmbH in 6900 Bregenz, Anton-Walser-Gasse 2, gegen
das Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichts vom 12. Oktober 2022, L510 1261330-2/16E, betreffend
Angelegenheiten nach dem AsylG 2005 und dem FPG (belangte Behdrde vor dem Verwaltungsgericht: Bundesamt flr
Fremdenwesen und Asyl), den Beschluss gefasst:

Spruch
Die Revision wird zurtickgewiesen.
Begriindung

1 Der aus der Turkei stammende Revisionswerber stellte am 12. Mdrz 2004 einen Asylantrag nach dem
Asylgesetz 1997. Das (damals zustandige) Bundesasylamt wies diesen Antrag mit Bescheid vom 23. Mai 2005 ab.

2 Am 4. Juni 2010 stellte der Revisionswerber einen Antrag auf internationalen Schutz nach dem Asylgesetz 2005
(AsylG 2005).

3 Mit Bescheid des Bundesasylamts vom 29. Juli 2010 wurde dem Revisionswerber nach Durchfihrung eines
Ermittlungsverfahrens der Status des Asylberechtigten im Familienverfahren gewahrt. Als Bezugsperson wurde seine
damalige Lebensgefahrtin herangezogen.

4 Mit dem in Rechtskraft erwachsenen Urteil des Landesgerichts Feldkirch vom 16. Februar 2021 wurde der
Revisionswerber wegen des Verbrechens der schweren N&tigung nach 88 15, 105 Abs. 1, 106 Abs. 1 Z 1 StGB und des
Vergehens nach § 50 Abs. 1 Z 1 WaffG zu einer Freiheitsstrafe in der Dauer von sechs Monaten und einer Geldstrafe in
der Hohe von 300 Tagessatzen verurteilt, wobei der Vollzug der Freiheitsstrafe unter Bestimmung einer
dreijahrigen Probezeit bedingt nachgesehen wurde.
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5 Mit Bescheid des Bundesamts fur Fremdenwesen und Asyl vom 24. Juni 2021 wurde dem Revisionswerber der
Status des Asylberechtigten gemall 8 7 Abs. 1 Z 2 AsylG 2005 aberkannt und festgestellt, dass ihm gemaR § 7
Abs. 4 AsylG 2005 die Fluchtlingseigenschaft kraft Gesetzes nicht mehr zukomme. Unter einem wurde dem
Revisionswerber der Status des subsididar Schutzberechtigten nicht zuerkannt, ein Aufenthaltstitel aus
berucksichtigungswirdigenden Griinden nicht erteilt, gegen ihn eine Rickkehrentscheidung und ein auf die Dauer von
sechs Jahren befristetes Einreiseverbot erlassen sowie festgestellt, dass die Abschiebung des Revisionswerbers in die
Turkei zulassig sei. Die Frist fur die freiwillige Ausreise legte die Behorde mit 14 Tagen ab Rechtskraft der
Ruckkehrentscheidung fest.

6 Die dagegen erhobene Beschwerde wies das Bundesverwaltungsgericht nach Durchfiihrung einer mindlichen
Verhandlung mit dem angefochtenen Erkenntnis mit der MaBgabe als unbegriindet ab, dass die Dauer des
Einreiseverbotes auf vier Jahre herabgesetzt wurde. Es sprach weiters aus, dass die Erhebung einer Revision nach
Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zuldssig sei.

7 Begriindend fuhrte das Bundesverwaltungsgericht - soweit hier relevant - aus, es sei glaubhaft, dass gegen den
Revisionswerber, welcher der kurdischen Volksgruppe angehére und Anhanger der PKK sei, eine Anklage wegen
Propaganda fur eine terroristische Organisation erhoben sowie ein Haftbefehl erlassen worden seien. Mit naherer
Begrindung fuhrte das Verwaltungsgericht aus, dass das gegen ihn in der Turkei geflihrte Strafverfahren einen
Akt legitimer staatlicher Strafverfolgung und keine Verfolgung im asylrelevanten Sinn darstelle. Ein Urteil sei bisher
nicht ergangen. Es kdnne unter Berlcksichtigung der Haftbedingungen in der Tlrkei nicht erkannt werden, dass dem
Revisionswerber bei einem Strafvollzug in einer Haftanstalt eine reale Gefahr einer Verletzung von durch Art. 3 EMRK
geschutzten Rechten drohe.

8 Nach Art. 133 Abs. 4 B-VG ist gegen ein Erkenntnis des Verwaltungsgerichtes die Revision zuldssig, wenn sie von
der LOsung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil das Erkenntnis von
der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche Rechtsprechung fehlt oder die zu I6sende
Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird.

9 Nach § 34 Abs. 1 VwWGG sind Revisionen, die sich wegen Nichtvorliegen der Voraussetzungen des Art. 133
Abs. 4 B-VG nicht zur Behandlung eignen, ohne weiteres Verfahren mit Beschluss zurtickzuweisen.

10 Nach & 34 Abs. 1a VWGG ist der Verwaltungsgerichtshof bei der Beurteilung der Zulassigkeit der Revision gemald
Art. 133 Abs. 4 B-VG an den Ausspruch des Verwaltungsgerichtes gemal3 § 25a Abs. 1 VwWGG nicht gebunden. Die
Zulassigkeit einer auBBerordentlichen Revision gemal3 Art. 133 Abs. 4 B-VG hat der Verwaltungsgerichtshof im Rahmen
der dafir in der Revision gesondert vorgebrachten Grinde (8§ 28 Abs. 3 VWGG) zu Uberprifen.

11 Da der Verwaltungsgerichtshof gemal3 8 34 Abs. 1a zweiter Satz VWGG die Zuldssigkeit einer auBerordentlichen
Revision im Sinn des Art. 133 Abs. 4 B-VG nur im Rahmen der dafur in der Revision gemal3 § 28 Abs. 3 VwGG gesondert
vorgebrachten Grinde zu Uberprufen hat, ist er weder verpflichtet, solche anhand der Ubrigen Revisionsausfuhrungen
gleichsam zu suchen, noch berechtigt, von Amts wegen erkannte Grunde, die zur Zulassigkeit der Revision hatten
fihren kénnen, aufzugreifen. Dementsprechend erfolgt nach der Rechtsprechung die Beurteilung der Zulassigkeit der
Revision durch den Verwaltungsgerichtshof ausschlieBlich anhand des Vorbringens in der Zulassungsbegrindung. In
der gesonderten Zulassungsbegriindung ist konkret darzulegen, in welchen Punkten die angefochtene Entscheidung
von welcher Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht bzw. konkret welche Rechtsfrage der
Verwaltungsgerichtshof uneinheitlich oder noch gar nicht beantwortet hat. Lediglich pauschale Behauptungen erfillen
diese Voraussetzungen nicht (vgl. etwa VwWGH 18.5.2022, Ra 2022/14/0122, mwN).

12 Die Revision wendet sich in ihrer Zulassigkeitsbegrindung gegen die Versagung der Zuerkennung des Status des
subsidiar  Schutzberechtigten und bringt vor, der Revisionswerber sei entgegen der Ansicht des
Bundesverwaltungsgerichts - unter Hinweis auf naher genannte Berichte - bei Rickkehr in sein Heimatland
unzumutbaren und den Bestimmungen des Art. 3 EMRK widersprechenden Lebens- und Haftumstanden ausgesetzt.

13 Nach der standigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ist bei der Beurteilung einer moglichen
Verletzung des Art. 3 EMRK eine Einzelfallprafung vorzunehmen, in deren Rahmen konkrete und nachvollziehbare
Feststellungen zu der Frage zu treffen sind, ob einer Person im Fall der Ruckkehr in ihren Herkunftsstaat die reale

Gefahr (,real risk”) einer gegen Art. 3 EMRK verstoBenden Behandlung droht. Es bedarf einer ganzheitlichen Bewertung



der moglichen Gefahren, die sich auf die persénliche Situation des Betroffenen in Relation zur allgemeinen
Menschenrechtslage im Zielstaat zu beziehen hat. Die AuBerlandesschaffung eines Fremden in den Herkunftsstaat
kann auch dann eine Verletzung von Art. 3 EMRK bedeuten, wenn der Betroffene dort keine Lebensgrundlage
vorfindet, also die Grundbedurfnisse der menschlichen Existenz (bezogen auf den Einzelfall) nicht gedeckt werden
kdnnen. Eine solche Situation ist nur unter exzeptionellen Umstdnden anzunehmen. Die bloRe Mdglichkeit einer durch
die Lebensumstande bedingten Verletzung des Art. 3 EMRK reicht nicht aus. Vielmehr ist es zur Begrindung einer
drohenden Verletzung von Art. 3 EMRK notwendig, detailliert und konkret darzulegen, warum solche exzeptionellen
Umstande vorliegen. Eine solche einzelfallbezogene Beurteilung ist im Allgemeinen - wenn sie auf einer
verfahrensrechtlich einwandfreien Grundlage erfolgte und in vertretbarer Weise im Rahmen der von der
Rechtsprechung entwickelten Grundsatze vorgenommen wurde - nicht revisibel (vgl. VwGH 28.4.2022,
Ra 2020/14/0523, mwN).

14 Eine derartige Unvertretbarkeit der Beurteilung des Bundesverwaltungsgerichts bzw. solche exzeptionellen
Umstande legt die Revision damit, dass sie sich bloR allgemein und nicht fallbezogen auf verschiedene Berichte
bezieht, nicht dar.

15  Wenn der Revisionswerber schlief3lich ausfiihrt, die Entscheidung weiche von der bisherigen Rechtsprechung ab,
da aufgrund der vorliegenden Umstdande gegen den Revisionswerber keine Rilckkehrentscheidung hatte ergehen
durfen, ist er auf die standige Rechtsprechung zu verweisen, wonach in der gesonderten Zulassungsbegrindung
konkret darzulegen ist, in welchen Punkten die angefochtene Entscheidung von welcher Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes abweicht bzw. konkret welche Rechtsfrage der Verwaltungsgerichtshof uneinheitlich oder
noch gar nicht beantwortet hat (vgl. VWGH 20.7.2022, Ra 2022/14/0141, mwN). Diesen Anforderungen wird mit den
blof3 allgemein gehaltenen Behauptungen im Zulassigkeitsvorbringen des Revisionsschriftsatzes nicht entsprochen.

16 In der Revision werden somit keine Rechtsfragen aufgeworfen, denen im Sinn des Art. 133 Abs. 4 B-VG
grundsatzliche Bedeutung zukdme. Die Revision war daher gemaR § 34 Abs. 1 VWGG ohne weiteres Verfahren

zurlckzuweisen.
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